
 

 

 

gerne nimmt der Verband Privater Rundfunk und Telemedien e. V. (VPRT) 
die Gelegenheit wahr, zu obigem, am 19. Dezember 2016 den interessier-
ten Kreisen übersandten Referentenentwurf zur PDSII-Umsetzung („ZDUG“) 
Stellung zu nehmen.  

Der VPRT vertritt die Interessen von rund 150 Medienunternehmen aus 
den Bereichen Radio, Fernsehen und Telemedien. Unsere Mitglieder bieten 
dabei schon lange nicht mehr nur ein Fernseh- und Radioerlebnis im klassi-
schen Sinne, sondern eröffnen den Menschen zudem eine große Auswahl 
an attraktiven interaktiven Diensten und sonstigen Formen der programm-
bezogenen bzw. programmbegleitenden Interaktion.  

So verfügen die privaten Sender über eine Reihe von Programmen bzw. 
Programminhalten, die eine Partizipation des Zuschauers/Zuhörers vorse-
hen. Dies kann auf höchst verschiedene Art und Weise geschehen, z. B. im 
Rahmen eines Votings, einer (passiven) Gewinnspielteilnahme durch An-
ruf/SMS oder aber aktive Beteiligung via Telefon. Beispiele sind etwa 
Unterhaltungsshows, bei denen die Zuschauer/Zuhörer einen Kandidaten 
zum Gewinner küren bzw. aktiv über die Dauer seiner Teilnahme an der 
Sendung entscheiden sowie Meinungsumfragen zum aktuellen politischen 
Geschehen auf Nachrichtensendern. Allen Angeboten ist dabei gemein, 
dass diese über sog. Service- bzw. Mehrwertdienste-Nummern in Koopera-
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tion mit TK-Unternehmen bzw. Anbietern von TK-Diensten abgewickelt 
werden.  

Als kommerzielle Anbieter sind unsere Mitgliedsunternehmen – im Gegen-
satz und als Gegengewicht zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk innerhalb 
der dualen Rundfunkordnung – zudem auf umfassende Möglichkeiten der 
Refinanzierung angewiesen, um am Markt zu bestehen und damit gleich-
sam eine rundfunkspezifische Verpflichtung – die Sicherung von Angebots- 
und Anbietervielfalt – wahrzunehmen. Neben Einnahmen aus Werbung und 
Pay-Diensten, die in Abhängigkeit vom Geschäftsmodell des jeweiligen 
Senders den „Löwenanteil“ von dessen Refinanzierung ausmachen, wird ein 
Anteil an Erlösen auch im Wege der skizzierten Ermöglichung von Zuschau-
er-/Zuhörerteilnahmen per Telefon erzielt. Insoweit sind die im VPRT ver-
tretenen Unternehmen jedenfalls mittelbar durch die PSDII-Richtlinie und 
deren Umsetzung betroffen, als sie zur Ermöglichung ihrer Angebote darauf 
angewiesen sind, dass Telekommunikationsunternehmen und Dienstleister 
ihnen auch weiterhin praxisgerechte Leistungen und Lösungen zur (interak-
tiven) Zuschauer-/Zuhörerpartizipation offerieren können.  

A. Allgemeine Problembeschreibung 

Bereits im Vorfeld zur Veröffentlichung des Referentenentwurfs hatten ver-
schiedene Verbände (u. a. Bitkom, VATM, aber auch der VPRT) auf etwaige 
Probleme für die derzeitige TK-spezifische Praxis hingewiesen, die sich auf-
grund der neuen und restriktiveren Ausnahmevorschriften für bestimmte 
TK-Anbieter bzw. TK-gestützte Dienste ergeben. Wegen der Einzelheiten zu 
diesen Fragekomplexen, insbesondere den Themen „Offline-Billing“ und 
„Factoring“, dürfen wir mangels detaillierter Kenntnisse über die gegen-
ständlichen internen Abläufen der TK-Unternehmen auf deren Stellung-
nahmen bzw. die Stellungnahmen ihrer jeweiligen Branchenverbände 
verweisen.  

Der für die im VPRT vertretenen Unternehmen praxisrelevanteste Fall be-
trifft das „Online-Billing“. Bei dieser Prozesskette kauft das Telekommuni-
kationsunternehmen die Leistung des Dienstleisters in eigenem Namen und 
auf eigene Rechnung ein und stellt diese seinem Endkunden unmittelbar 
bereit und in Rechnung – quasi alles aus einer Hand, weshalb man auch von 
einem „Wholesale“-Modell spricht. Typische Anwendungsbeispiele sind 
hierbei Premium-SMS (50 Cent) sowie Mehrwertedienste-Nummern (insbe-
sondere 0137er). In diesem Fällen liegt nicht etwa eine Abrechnung für 
Dritte vor, sondern ein schlichtes Zwei-Personen-Verhältnis, da der End-
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kunde einzig und allein seinem TK-Anbieter gegenüber steht und auch nur 
an diesen schuldbefreiend leisten kann.  

Insoweit sind wir unter Berücksichtigung der Begründung zum Referenten-
entwurf (dort S. 92 f.) der Auffassung, dass diese Dienstleistung nicht als 
Zahlungsdienst zu qualifizieren ist, da weder ein „Zahlungsdreieck“ vorliegt 
noch ein entsprechender Anschein erweckt wird.  

B. Betroffenheit der VPRT-Mitgliedsunternehmen im Besonderen 

Wie einleitend beschrieben, sind Sendungen, die auf eine Partizipation des 
Zuschauers/Zuhörers angelegt sind und in besonderem Maße zur Mei-
nungsvielfalt beitragen, fester Bestandteil der Programme unserer Mit-
gliedsunternehmen. Wenn und soweit es den mit den Sendern 
kooperierenden TK-Unternehmen aufgrund der neuen rechtlichen Rah-
menbedingungen nicht mehr möglich sein sollte, ihre für diese Sendungen 
maßgeblichen Service- bzw. Mehrwertdienstleistungen zu erbringen, so 
hätte dies durchaus auch unmittelbare Auswirkungen auf die inhaltlich-
programmliche Ausrichtung des jeweiligen Rundfunkprogrammveranstal-
ters. Mag bei einigen Formaten die Partizipation des Zuschauers/Zuhörers 
lediglich optionalen Charakter haben, so leben andere Programminhalte 
maßgeblich von einer regen Zuschauerbeteiligung (z. B. Deutschland sucht 
den Superstar – DSDS, The Voice of Germany, Doppelpass-Zuschauer-
telefon – sog. DOPAPHON etc.) und sind ohne diese schlicht nicht realisier-
bar.  

Durch eine überobligatorische Auslegung des Begriffs „Zahlungsdienst“ 
bzw. eine (zu) restriktive Anwendung der Bereichsausnahme in § 2 Abs. 1 
Nr. 11 ZDUG würden somit Zuschauer-/Zuhörerteilnahme, Meinungsäuße-
rung und Mitgestaltung als zentrale Aspekte eines modernen Rundfunkan-
gebots verunmöglicht. Gleichwertige Ausweichmöglichkeiten bestehen 
überdies nicht: Die Nutzung des Postwegs ist weder zeitgemäß, noch bildet 
er die heute zwingend gebotene Möglichkeit einer Live-Beteiligung ab. 
Gleichzeitig muss man feststellen, dass trotz zunehmender Medienkonver-
genz die Nutzung des Internets (noch) nicht jedem Zuschauer/Zuhörer 
möglich ist, so dass bestimmte Zielgruppen von vornherein ausgeschlossen 
würden. Zum jetzigen Zeitpunkt gewährleistet allein die Beteiligung via 
(Festnetz-)Telefon und/oder SMS die in Fläche notwendige und vor allem 
redaktionell sinnvolle Teilnahmemöglichkeit.  

Folglich würde eine (zu) „strenge“ Auslegung der einschlägigen Vorschriften 
der PSD II/des ZDUG (auch) zu einem unverhältnismäßigen Eingriff in die 
Rundfunkfreiheit, die insbesondere die programmliche und redaktionelle 
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Ausgestaltung von Sendungsinhalten sowie die dazugehörigen Handlungen 
schützt, führen. Dieser Aspekt ist ein zentrales Anliegen der VPRT-
Mitgliedsunternehmen, weshalb uns sehr daran gelegen ist, dass die lau-
fende Diskussion auch mit Vorliegen des Referentenentwurfs weiterhin 
praxisbezogen und lösungsorientiert geführt wird.  

C. Lösungsmöglichkeiten 

Wie ausgeführt, handelt es sich nach unserer Rechtsauffassung bei den für 
unsere Mitgliedsunternehmen relevanten und von diesen nachgefragten 
Dienstleistungen mangels „Zahlungsdreieck“ in der einschlägigen Prozess-
kette schon de lege lata nicht um einen Zahlungsdienst.  

Da aufgrund der Pflicht zur Vollharmonisierung auf Ebene des Gesetzestex-
tes eine Spezifizierung von Ausnahmen nicht möglich ist, wäre es in Be-
tracht zu ziehen, jedenfalls in der Begründung (dort bspw. auf S. 108) 
klarzustellen, dass bei auf ein Zwei-Personen-Verhältnis beschränkten Pro-
zessketten („Online-Billing“) der hier maßgeblichen Mehrwertdienste sowie 
im Lichte der Rundfunkfreiheit „Sprachdienste […] die die Teilnahme an 
Fernseh- und Radiosendungen wie Abstimmungen, Wettbewerbe und Live-
Feedback umfassen“ grundsätzlich nicht als Zahlungsdienst i. S. d. Gesetzes 
zu betrachten sind.  

Alternativ oder ergänzend hierzu könnte eine solche Konkretisierung bzw. 
Klarstellung auch im Wege verwaltungsinterner Prozesse zwischen BMF 
und BaFin vorgenommen werden.  

Wir wären dankbar, wenn Ihr Haus die von uns schriftlich sowie im Rahmen 
des persönlichen Termins vom 4. Januar 2017 vorgetragenen Argumente 
bei den weiteren Überlegungen berücksichtigt.  

Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 

Beste Grüße 

 

 
 

Jürgen Hofmann, LL.M.  
Referent Recht / Rechtsanwalt 




